

Hamburg, den 20.08.2019
Protokollentwurf der gemeinsamen Sitzung der Arbeitsgruppen „Datenfeldmodellierung: Geburtsbeurkundung kombiniert mit dem Kindergeldantrag“ und „Rechtsfragen“ vom 13.08.2019 zum Thema gemeinsamer Pilot mit dem Verlag für Standesamtswesen für das Vorhaben „ELFE“ des Landes Bremen und „Kinderleicht zum Kindergeld“ des Landes Hamburgs für das Jahr 2019 zum Ziel eines gemeinsames Bildes des Verlags für Standesamtswesen mit den Ländern Hamburgs und Bremens der Datenfelder zur Realisierung eines technischen Piloten und zur Befassung der Expertengruppe XPersonenstand für die nächste Sitzung im September 2019
	Teilnehmer
Klaudia Metzner (Verlag für Standesamtswesen) 
Olaf Horn (Verlag für Standesamtswesen)
Hannes Weber (KoSIT, XPersonenstand)
Dr. Fabian Büttner (KoSIT, XFamilie)
Dr. Günther Diederich (KoSIT, XTA und OSCI)
Petra Konzok (Standesamt Bremen)
Sven Gerdau (Standesamt Bremen)
Christian Ellmers (Standesamt Bremen) 
Carola Heilemann-Jeschke (Recht, Finanzen Bremen)
Dirk Caliebe (Recht, Finanzen Bremen)
Florian Forster (Projekt ELFE, Bremen)
Carola Arndt (Gast, Finanzen Bremen)
Uwe Vreden (Technischer Leiter, Familienkasse BA)
Frank-Michael Arendt (Produktverantwortlicher AutiSta, Dataport)
Madlen Schwalenberg (Projektleitung ELFE, Dataport)
Steffen Peil (Governikus)
Cindy Poot (Governikus)
Gisela Scholz (Standesamt Hamburg) 
Marie-Dominique Enjalbert (Recht, Hamburg)
Dr. Brigitte Klamroth (Projekt KzK, Hamburg)
Bernd Schubert (Projekt KzK, Hamburg)
Thomas Dreyer (Projekt KzK, Hamburg)
Julian Sanio (Projekt KzK, Hamburg)
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	ID
	Beschreibung
	Typ
	Verantwortlich
	Due Date

	1
	Zunächst haben sich die Teilnehmer vorgestellt (siehe oben unter Teilnehmer).
	I
	
	

	2
	Auf Wunsch der AG Rechtsfragen erfolgte die Sitzung gemeinsam mit der AG „Datenmodellierung“. Die Agenda der AG „Rechtsfragen“ wurde von der AG „Datenmodellierung“ um die TOP „Fachliche und Technische Anforderungen“ und „Datenabgleich Standesämter HH, Standesämter HB, FamKa BA und Kliniken“ ergänzt (siehe Anlage 1: Präsentation, Folie 2). 
Weitere Tagesordnungspunkte wurden von den Teilnehmern nicht gewünscht.
Ziel der Sitzung beider AGs ist es, ein gemeinsames Bild mit dem Verlag für Standesamtswesen, der Familienkassen der Bundesagentur für Arbeit zusammen mit den Ländern Hamburg (Kinderleicht zum Kindergeld) und Bremen (Einfach Leistungen für Eltern) auf der Ebene der Datenfeldmodellierung und den rechtlichen Grundlagen zur Realisierung eines technischen Piloten für die „Geburtsbeurkundung kombiniert mit dem Kindergeldantrag“ für das Jahr 2019 zu gestalten.
Ein weiteres Ziel ist es, die abgestimmten Datenfelder und die rechtlichen Grundlagen zur Befassung der Expertengruppe XPersonenstand für die nächste Sitzung im September 2019 gemeinsam mit den anwesenden Vertretern der KoSIT vorzubereiten.
	I








I

I










I
	
	

	3
	Für die vollständige und digitale Beurkundung der Geburt kombiniert mit dem Kindergeldantrag ist es notwendig vier Nachrichten zu beschreiben (siehe Anlage 1: Präsentation, Folie 3). 
Es besteht Einvernehmen darüber, dass die ersten drei Nachrichten (1 - 3) dem Standard XPersonenstand zugeordnet werden und die Nachricht 4 dem neu zu schaffenden Standard XFamilie (siehe Anlage 1: Präsentation, Folie 4), diese wird nicht Gegenstand der AG „Datenmodellierung“ und der AG „Rechtsfragen“ sein.  
Auf Wunsch von Bremen sollte die Nachrichten 1 (Anzeige der Geburt) aufgrund von Kapazitätsgründen zurückgestellt und sich nur mit Nachricht 2 und Nachricht 3 beschäftigt werden.
Aus Sicht des Projektes „Kinderleicht zum Kindergeld“ macht Hamburg deutlich, dass die parallele Befassung mit der Nachricht 1 zwingend erforderlich sei, da sich aus dieser die Geburtsbeurkundung auslöst (siehe Anlage 1: Präsentation, Folie 5). 
Sollte die Nachricht 1 nicht gleichzeitig im Pilot umgesetzt werden können, wartet der Standesbeamte etwa drei Tage auf die analoge Geburtsanzeige der Klinik, um die Beurkundung durchführen zu können, während die digitale Nachricht 2 der Eltern im Postfach von AutiSta aufbewahrt werden muss. Einige Teilnehmer stellen fest, dass dies nicht zur Entlastung, sondern zu Mehraufwänden in den Standesämtern führt.
Frau Metzner führt aus, dass aus Sicht des Verlags eine digitale Nachricht 1 für die Anträge auf Kindergeld und Elterngeld nicht erforderlich ist.
	I




I






I




I





I









I
	
	

	4
	Die Teilnehmer starten mit der Nachricht 2 (Namensbestimmung, Angaben zur Geburt und Urkundenbestellung).
Frau Metzner wünscht, dass die besprochene Excel-Liste der Datenfelder der Nachricht 2 den CR für XPersonenstand ergänzen soll.

Zunächst werden die gesetzlichen Anforderungen erörtert (TOP 1 „Gesetzliche Anforderungen“, siehe Anlage 1: Präsentation, Folie 6 - 8).
Rechtliche Grundlagen für die elektronische Namensbestimmungserklärung und Geburtsanzeige durch die Eltern (siehe Anlage 1: Präsentation, Folie 6)
Frau Enjalbert führt aus, dass die Anzeige aus der Klinik der Auslöser für die Geburtsbeurkundung ist. Kliniken dürfen nur die rechtlich erlaubten Daten an das Standesamt weitergeben, deshalb sind weitere Angaben durch die Eltern notwendig, mit denen das Standesamt die Geburtsbeurkundung durchführen kann. 
Die Teilnehmer des Standesamtes Bremen bestätigen, dass zur Geburtsbeurkundung zusätzliche Daten von den Eltern an das Standesamt übermittelt werden müssen. 
Herr Caliebe führt aus, dass die Standesbeamten dokumentieren müssen, dass die Person, die eine Erklärung abgibt, auch diejenige ist, die sie vorgibt zu sein.
Die Teilnehmer, unter Enthaltung der KoSIT, teilen die Rechtsauffassung (siehe Anlage 1: Präsentation, Folie 6). 
Für die Pilotierung des analogen Services KzK in Hamburg liegt seit dem 18.06.2018 ein Schreiben des federführenden BMF und den beteiligten Ministerien, u.a. BMI, BZST und BfDI, vor, dass die Pilotierung rechtskonform ist. Zusätzlich hat das BMF und die FamKa BA den Start des Piloten KzK genehmigt. Ohne diese „Ermächtigung“ kann eine Pilotierung für die Geburtsbeurkundung kombiniert mit dem Kindergeldantrag nicht erfolgen.
Die Ermächtigung des digitalen Piloten KzK befindet sich derzeit in der Abstimmung der Ministerien, die federführend durch das BMF durchgeführt wird.
Frau Metzner stellt fest, dass Ihr die Ermächtigung für das Projekt „Kinderleicht zum Kindergeld“ der Bundesministerien nicht bekannt ist. Das Projekt KzK stellt sicher, dass Frau Metzner diese Information erhält. 

Arbeitsauftrag 1: 
Für die AG Rechtsfragen (Frau Enjalbert und Herr Caliebe): Ausarbeitung eines Textentwurfes zur dauerhaften rechtlichen Begründung einer elektronischen Namensbestimmungserklärung und Geburtsanzeige durch die Eltern. 
Dieser Textentwurf sollte Bestandteil der Bundesratsinitiative Hamburgs und Bremens werden.

Rechtliche Grundlagen für den Verzicht auf die Vorlage von Ausweisdokumenten (siehe Anlage 1: Präsentation, Folie 7)
Frau Enjalbert führt aus, dass keine erneute Vorlage von Ausweisdokumenten durch die Nutzung von nPA/eID erforderlich ist. 
Die Teilnehmer, unter Enthaltung der KoSIT, teilen die Rechtsauffassung (siehe Anlage 1: Präsentation, Folie 7) und stellen fest, dass eine Ermächtigung durch die Bundesministerien für eine Pilotierung ausreicht, für eine dauerhafte Etablierung müssten die gesetzlichen Grundlage aber geschaffen werden. 

Arbeitsauftrag 2: 
Für die AG „Rechtsfragen“ (Frau Enjalbert und Herr Caliebe): Ausarbeitung eines Textentwurfes zur dauerhaften rechtlichen Begründung für den Verzicht auf eine erneute Vorlage von Ausweisdokumenten bei einer elektronischen Namensbestimmungserklärung und Geburtsanzeige durch die Eltern. 
Dieser Textentwurf sollte Bestandteil der Bundesratsinitiative Hamburgs und Bremens werden.

Rechtliche Grundlagen für den Verzicht auf die Vorlage von Geburts-, Eheurkunden Vaterschaftsanerkennungen und Sorgeerklärungen  (siehe Anlage 1: Präsentation, Folie 8)
Die Teilnehmer, unter Enthaltung der KoSIT, teilen die Rechtsauffassung (siehe Anlage 1: Präsentation, Folie 8) und stellen fest, dass diese zunächst für eine eingeschränkte Zielgruppe (verheiratete Eltern in der Region Hamburg, Bremen nach 2009/2002 und weiteren Einschränkungen in Bremen, siehe Protokoll vom 31.07.2019 der AG „Rechtsfragen“) zutrifft.
Für die Pilotierung des digitalen Services KzK in Hamburg, die sich auf die heutige Rechtsgrundlage stützt, befindet sich die Genehmigung durch das BMF und die FamKa BA und die Prüfung der Rechtskonformität in der Abstimmung der betroffenen Ministerien. Sobald diese vorliegt ist die Grundlage für eine digitale Pilotierung KzK in Hamburg gegeben.
Für ELFE wird derzeit mittels einer Bundesratsinitiative eine Gesetzesänderung (ff. BMFSFJ) mit den betroffenen Ministerien erarbeitet.
Die Zielgruppe ist so umfangreich, dass eine Pilotierung durchgeführt werden kann. Für eine Erweiterung der Zielgruppe müssen weitere Maßnahmen, wie z.B. Registermodernisierung für digitalen Zugriff auf andere Register, getroffen werden, die im Rahmen des OZGs realisiert werden. 
Herr Weber führt aus, dass in der neuen Version von XPersonenstand an Nachrichten gearbeitet wird, mit deren Hilfe die Daten für eine Urkundenausstellung vom zuständigen (deutschen) Standesamt (auf Grundlage von § 55 Abs. 2 PStG) angefordert werden können. Die übermittelten Daten können die Vorlage Urkunde entbehrlich machen und seien daher geeignet die Zielgruppe zu erweitern.
Frau Metzner führt aus, dass elektronische Abrufe aus Personenstandsregistern noch Gegenstand der nächsten Sitzungen des Expertengremiums von XPersonenstand sind. Insbesondere sind Lösungswege unter Berücksichtigung der Melderegister zu prüfen.
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	5
	Detaillierte Betrachtung der Datenfelder von Nachricht 2. (TOP 1 „Fachliche und technische Anforderungen“ / „Datenabgleich Standesämter HH, Standesämter HB, FamKa BA und Kliniken) - (siehe Anlage 1: Präsentation, Folie 9). 

In der Anlage 2: Datenfeldabgleich Nachricht 2 sind die Datenfelder aufgeführt, die die Eltern zur Beurkundung der Geburt an das Standesamt übermitteln müssen. 

Die Teilnehmer sind sich einig, dass die Datenfelder Nr. 1, 4, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 16, 17, 18, 20, 21, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 31, 32, 33, 40 und 41 gleichermaßen für Hamburg und Bremen benötigt werden und damit auch generell für die Beurkundung in Deutschland notwendig sind. Diese Felder bleiben im Änderungsantrag bestehen.

Zu den Datenfeldern Nr. 2, 3, 14, 15, 19, 22, 29, 30, 34, 35, 36, 37, 38, 39, 42, 43 und 44 (gelb markiert) wurde ein Konsens mit allen Teilnehmern herbeigeführt:

· Datenfeld Nr. 2: 
Der „Familienname“ wird im Änderungsantrag entsprechend der Gesetzgebung durch „Geburtsname“ ersetzt.
· Datenfeld Nr. 3:
Das Feld „Familienname nach Recht“ ist derzeit in der Version 1.7.4 des XPersonenstands nicht enthalten. Das Feld (nach welchem Recht der Familienname bestimmt wird) wird als optionales Feld in den Änderungsantrag aufgenommen.
· Datenfeld Nr. 14 und Nr. 29:
Hamburg nutzt das Feld „Aufenthaltstitel“, Bremen hat dieses zunächst nicht aufgeführt. Frau Metzner, Frau Scholz und Herr Gerdau führen aus, dass dieses Feld als Hinweis für eine notwendige Anfrage bei der Ausländerbehörde sehr sinnvoll ist. Das Standesamt benötigt in jedem Fall zusätzlich den Reisepass, weil der eAT nicht die Staatsbürgerschaft nachweist. Frau Konzok bestätigt, dass die Aufnahme des Feldes in die Nachricht mit aufgenommen werden sollte.

Arbeitsauftrag 3:
Es ist zu klären, welcher Inhalt in den Datenfeldern für den Aufenthaltstitel übermittelt wird. Dieser ist im Änderungsantrag für XPersonenstand aufzunehmen.

· Datenfeld Nr. 15 und Nr. 30:
Das Feld „Staatenlos“ ist überflüssig. Staatenlos ist eine Person, die keine Staatsangehörigkeit besitzt. Dies ist ebenfalls durch die Code Tabelle für Staatsangehörigkeit im XPersonenstand abgedeckt. Das Feld wird nicht im Änderungsantrag aufgeführt.

· Datenfeld Nr. 19 und Nr. 22:
Die Felder „Wievieltes gemeinsames Kind der Eltern“ und „Familienname des vorher geborenen Kindes“ werden in Hamburg derzeit nicht abgefragt, weil aus den Urkunden der Vorkinder ersichtlich ist, ob es sich um gemeinsame Kinder oder Kinder einer früheren Beziehung der Mutter handelt. Sofern die Vorkinder in Hamburg geboren wurden, befinden sich diese Urkunden im selbigen Personenstandsregister. Dann könnte man über das elektronische Register oder auch über das Generalregister (gibt es nur in Hamburg) einsehen und ermitteln, wo die Geburt des Kindes beurkundet wurde. Dies ist in Bremen nicht der Fall, die Felder werden benötigt (Bindungswirkung des Familiennamens). Frau Metzner und Frau Scholz führen aus, dass die Landesstatistik zusätzlich beide Informationen (gemeinsames Kind der Eltern und gemeinsames Kind der Ehe) benötigt. Deshalb werden beide Felder in den Änderungsantrag für XPersonenstand aufgenommen.
· Datenfeld Nr. 34, Nr. 35:
Zu den Feldern „Religionsgemeinschaft der Mutter“ und „Religionsgemeinschaft des Vaters“ besteht Einigkeit. Die Felder werden ebenfalls in den Änderungsvorschlag des XPersonenstands aufgenommen.
· Datenfeld Nr. 36, Nr. 37, Nr. 38, Nr. 39:
Herr Gerdau führt aus, dass weitere Urkundentypen neben Deutsche (Geburtsurkunde A4) und Internationale (mehrsprachiger/international Geburtsurkunde) von den Eltern bestellt werden. Hierüber sind sich die Teilnehmer einig.

Arbeitsauftrag 4:
Es ist zu prüfen, ob Hamburg die zusätzlichen Geburtsurkundentypen ebenfalls benötigt und ob diese bereits im Änderungsantrag enthalten sind.
Ergebnis: Die zusätzlichen Geburtsurkundentypen werden ebenfalls von Hamburg benötigt. Alle angeforderten Typen sind bereits im Änderungsantrag enthalten.

· Datenfeld Nr. 42, Nr. 43, Nr. 44:
Nach technischer Richtlinie TR-03107 Teil 1 und Teil 2 müssen sich innerhalb einer Session beide Eltern jeweils mit ihrem nPA und PIN identifizieren und einer gemeinsamen Willenserklärung abgeben. Die Felder „Willenserklärung erfolgt“, „Willenserklärung“, „Zeitpunkt des Absendens“ sollen die Willenserklärung der Eltern dokumentieren. 
Hamburg wünscht, dass die Felder im Änderungsantrag verbleiben. 
Herr Büttner berichtet, dass XFamilie in Abstimmung mit ELFE vorsieht, in den Antragsnachrichten einen strukturierten XML-Datensatz und ein signiertes PDF/A-Dokument zu übermitteln. Der strukturierte XML-Datensatz enthält im Regelfall alle zur Vorgangsbearbeitung erforderlichen Angaben. Das signierte PDF/A-Dokument wird von der zuständigen Fachbehörde als Nachweisdokument zur Akte genommen. Er weist darauf hin, dass das Consent-Modul seines Wissens nach von Dataport genau für diesen Zweck bei Governikus beauftragt wurde bzw. wird.

Der digitale Service KzK sieht ebenfalls eine Datenübermittlung mittels strukturiertem XML-Datensatz und einem PDF/A-Dokument innerhalb der Nachricht 2 vor. Die Kommunikation zwischen dem Online-Dienstes KzK und dem Fachverfahren AutiSta läuft innerhalb des BSI-zertifizierten Rechenzentrums und verlässt dieses nicht. Nach der TR-03107-2, Kapitel 2.2.2.1 greift hier die Variante 1: „Organisatorische Sicherungsmaßnahmen“ (Integrität der Behördenprozesse und des Fachverfahrens), weshalb eine Signierung entfallen kann.

Herr Diederich weist darauf hin, dass die TR-03107 in beiden Teilen nur die Identitäts- und Warnfunktion in der Abgabe einer Willenserklärung adressiert und für wesentliche Funktionen, wie z.B. die Verstetigung oder Beweiswerterhaltung, zusätzliche Maßnahmen gefordert werden. Er wirft die Frage auf, ob die von Hamburg genannten Datenfelder für eine Verstetigung der Willenserklärung und die Beweisfunktion ausreichen. Daraus ergeben sich folgende Arbeitsaufträge:

Arbeitsauftrag 5:
KzK und ELFE prüfen jeweils für sich, ob die erforderlichen Funktionen für die Abgabe einer Willenserklärung nach der TR-03107 Teil 1, Kapitel 7.1 und Anforderungen an die Behördenprozesse nach TR-03107 Teil 2, Kapitel 2.2.2  in den Projekten erfüllt sind.

Arbeitsauftrag 6:
Bremen prüft, ob die Datenfelder „Willenserklärung erfolgt“, „Willenserklärung“, „Zeitpunkt des Absendens“ für das Projekt ELFE ebenfalls benötigt werden und falls dies nicht der Fall ist, teilt Bremen mit, welche weiteren Felder benötigt werden.

Arbeitsauftrag 7:
Hamburg prüft erneut, ob das Consent Modul aus der Architektur ELFE doch für KzK benötigt wird. Die erste Prüfung erfolgte im Nachgang zum Workshop (Bremen, Hamburg, Dataport und Governikus) am 23.01.2019 und ergab damals, dass das Consent Modul für KzK nicht benötigt wird.
Ergebnis: Nach Rücksprache mit dem gemeinsamen IT Architekten für KzK und ELFE wird das Ergebnis im Nachgang vom Workshop am 23.01.2019 bestätigt, dass KzK das Consent Modul nicht benötigt.
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	[bookmark: _GoBack]Eine detaillierte Abstimmung der rechtlichen Grundlagen und der Datenfelder von Nachricht 3 (Mitteilung beurkundete Geburt) konnten in der Sitzung zeitlich nicht mehr bearbeitet werden. Das Projekt KzK sendet dazu die Anlage 3: Datenfeldabgleich Nachricht 3 und lädt zu einem Nachfolgetermin am 28.08.2019 von 14:00 bis 15:30 ein.
Dieser Termin kann gerne wieder per Skype / Videokonferenz war genommen werden. Einladung erfolgt in Kürze.
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